
- 1 -  

TOP       -ö-  

 
 
 
 
 
 

      
 

I. Vorlage  
 

 zur Beschlussfassung 
 als Bericht 

 
Gremium Finanz- und Verwaltungsausschuss  

 

Sitzungsteil öffentlich 
 

Datum 28.04.2004 
 
 

Abstimmungsergebnis 
mit Mehrheit bisherige Beratungsfolge Sitzungs-

termin einst. angen. abgel. 
Ja- 

Stimmen 
Nein- 

Stimmen 

1 Finanz- und Verwaltungsausschuss  28.01.2004      

2        

3        

 
Betreff  
EU-Richtlinien zur erweiterten Freizügigkeit  

 
Anlagen  
1 Seite Brüssel Aktuell 
1 Schreiben der EU-Abgeordneten Frau Lissy Gröner vom 24.03.2004 
1 Schreiben des EU-Abgeordneten Herrn Dr. Ingo Friedrich vom 26.02.2004 

 
Beschlussvorschlag  
 
entfällt, da Bericht 

 
Die Verwaltung hat in der Sitzung des Finanz- und Verwaltungsausschusses vom 
28.01.2004 über den seinerzeitigen Sachstand berichtet. 
 
Inzwischen hat das Europäische Parlament im März den Gemeinsamen Standpunkt des 
Rates bezüglich der Richtlinie über das Aufenthaltsrecht der Unionsbürger und ihrer Famili-
enangehörigen in zweiter Lesung ohne Änderungen gebilligt. Die Richtlinie wurde damit 
endgültig verabschiedet. Danach benötigen EU-Bürger künftig auch für einen Aufenthalt von 
mehr als drei Monaten keine Aufenthaltsgenehmigung mehr, sondern müssen lediglich der 
Meldepflicht im jeweiligen Mitgliedstaat nachkommen. Ihre Familienangehörigen – dazu 
zählt z.B. auch ein Lebenspartner, mit dem der Unionsbürger eine eingetragene Partner-
schaft unterhält – erhalten ein abgeleitetes Aufenthaltsrecht, müssen aber, wenn sie keine 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates besitzen, weiterhin eine Aufenthaltsgenehmigung 
beantragen. 
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Es ist damit zu rechnen, dass die nun verabschiedete Richtlinie alsbald im Amtsblatt der EU 
veröffentlicht wird. Die Mitgliedstaaten haben nach Inkrafttreten der Richtlinie zwei Jahre 
Zeit, die Bestimmungen in nationales Recht umzusetzen. 
 
Auf die Anlage „Brüssel Aktuell 09/2004 der Woche vom 05.03. bis 12.03.2004“ wird Bezug 
genommen. 
 
Im übrigen wird noch auf die Schreiben der EU-Abgeordneten Frau Lissy Gröner vom 
24.03.2004 und Herrn Dr. Ingo Friedrich vom 26.02.2004 hingewiesen, in denen auf die 
Zuleitung der Finanz-Ausschussvorlage vom 28.01.04 reagiert wird. 
 
 

Finanzielle Auswirkungen jährliche Folgelasten 
  nein  ja Gesamtkosten       €  nein  ja       € 
Veranschlagung im Haushalt  
  nein  ja bei Hst.       Budget-Nr.       im  Vwhh  Vmhh 
wenn nein, Deckungsvorschlag:       

Beteiligte Dienststellen: Zustimmung der Käm 
liegt vor:   

RA  RpA  weitere:        

II. HOA/ZD3 Zur Versendung mit der Tagesordnung 

III. Ref. II 

 
Fürth, 19.04.2004 
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Unterschrift des Referenten Sachbearbeiter/in: 
Herr Becker 

Tel.:  
1020 

 


